
Antrag W02: Gegen rechte Angriffe von Trump bis AfD: 
Wissenschaftsfreiheit verteidigen! 
Laufende Nummer: 28

Antragsteller*in: Juso-Hochschulgruppen Nordrhein-Westfalen
Status: angenommen in geänderter Fassung
Sachgebiet: W - Kritische Wissenschaft und Forschungspolitik

 1 Gegen rechte Angriffe von Trump bis AfD: Wissenschaftsfreiheit verteidigen!

 2 In den USA greift Trump die Wissenschaftsfreiheit frontal an. Mit Dekreten, massiven
 3 Kürzungen und ideologischen Vorgaben werden zentrale Forschungsbereiche eingeschränkt
 4 und kritische Stimmen unterdrückt. Doch auch hierzulande ist die Freiheit von
 5 Forschung und Lehre bedroht: Rechte Hetze und Sparprogramme bedrohen zunehmend die
 6 Grundlagen von freier und kritischer Forschung.

 7 Angriffe auf die Wissenschaftsfreiheit in den USA

 8 In seiner zweiten Amtszeit setzt Präsident Donald Trump Universitäten und
 9 Forschungseinrichtungen in den USA unter massiven Druck. Noch nie zuvor wurden
 10 Wissenschaft und Lehre in so kurzer Zeit mit derart vielen Dekreten, Kürzungen und
 11 Drohungen konfrontiert.

 12 Bereits am Tag seiner Amtseinführung verbot Trump per Verordnung sämtliche Programme
 13 zu Diversity, Equity und Inclusion (DEI). Doch dabei blieb es nicht: Eine offizielle
 14 Liste „unerwünschter Begriffe“ – darunter Diversity, Transgender oder Covid – wird
 15 inzwischen genutzt, um bereits bewilligte Forschungsprojekte nachträglich zu
 16 überprüfen. Wer diese Wörter verwendet, riskiert den Entzug von Fördermitteln oder
 17 sogar ein Arbeitsverbot.

 18 Besonders gravierend sind die Kürzungen von Bundesmitteln, die bisher rund 50 Prozent
 19 der Hochschulfinanzierung ausmachten und nun auf 15 Prozent reduziert wurden. Für die
 20 Universitäten bedeutet das ein Defizit von bis zu fünf Milliarden US-Dollar bis zum
 21 Ende des laufenden Haushaltsjahres. Vor allem öffentliche Einrichtungen geraten
 22 dadurch in Bedrängnis: Manche müssen Forschungsprogramme streichen, andere die
 23 Studiengebühren drastisch erhöhen. Auffällig ist, dass die Einschnitte vor allem
 24 Institutionen mit progressivem Ruf treffen.

 25 Auch Bundesbehörden stehen unter Beschuss. Neben drastischen Budgetkürzungen werden
 26 massenhaft Stellen in zentralen Forschungseinrichtungen gestrichen: Bei der
 27 Umweltschutzbehörde EPA sollen 65 Prozent der Angestellten entlassen werden, bei der
 28 US-Wissenschaftsstiftung NSF 50 Prozent und bei der Klimaschutzbehörde NOAA über 880
 29 Mitarbeitende. Viele Kündigungen erfolgen fristlos. Parallel dazu verschwinden auf
 30 Regierungs-Websites sämtliche Hinweise auf den Klimawandel, und die Centers for
 31 Disease Control and Prevention (CDC) löschten wichtige Gesundheitsdaten. Eine im März
 32 2025 in Nature veröffentlichte Umfrage zeigt die Folgen: Mehr als 75 Prozent der US-
 33 Wissenschaftler*innen denken über eine Auswanderung nach.

 34 Betroffen sind zudem Studierende aus dem Ausland. Neue Einreisebeschränkungen
 35 erschweren den Zugang zu US-Universitäten erheblich. Seit dem 18. Juni 2025 können
 36 zwar wieder Visa beantragt werden, doch müssen Antragsteller*innen ihre Social-Media-
 37 Profile öffentlich zugänglich machen. Zudem werden Online-Aktivitäten durchleuchtet.
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 38 Angriffe auf die Wissenschaftsfreiheit in Deutschland

 39 Während in den USA massive Angriffe sichtbar werden, ist auch in Deutschland die
 40 Wissenschaftsfreiheit durch finanzielle Einschränkungen und politische Eingriffe
 41 bedroht. Mehrere Bundesländer haben bereits drastische Sparmaßnahmen im
 42 Hochschulbereich beschlossen. In Hessen und Berlin sind Kürzungen auf den Weg
 43 gebracht, und in Nordrhein-Westfalen sollen ab 2026 über 100 Millionen Euro im
 44 Hochschulbereich gestrichen werden. Solche Einschnitte gefährden die Grundlagen
 45 wissenschaftlicher Arbeit, denn Forschung benötigt Zeit, Personal und technische
 46 Ausstattung – alles Faktoren, die ohne ausreichende finanzielle Ressourcen nicht
 47 gesichert sind. Schon jetzt sehen sich viele Hochschulen mit Einstellungsstopps
 48 konfrontiert, und ganze Forschungsbereiche sind in ihrer Existenz bedroht.

 49 Neben der finanziellen Dimension treten zunehmend direkte Angriffe gegen
 50 Wissenschaftler*innen auf. Besonders seit der Corona-Pandemie sind Forschende
 51 vermehrt Anfeindungen ausgesetzt. Die erste bundesweite repräsentative Studie des
 52 Deutschen Zentrums für Hochschul- und Wissenschaftsforschung zu dem Thema zeigt, dass
 53 45 Prozent der Wissenschaftler*innen Beleidigungen oder Angriffe erlebt haben, häufig
 54 in sozialen Netzwerken. Betroffen sind vor allem Forschende in umkämpften Feldern wie
 55 Klimaforschung, Gender Studies, Protestforschung oder Virologie. Die ständige
 56 Bedrohung erzeugt eine Atmosphäre der Einschüchterung, die nicht nur die persönliche
 57 Sicherheit der Betroffenen gefährdet, sondern auch die Freiheit, kritische
 58 Forschungsthemen öffentlich zu vertreten.

 59 Hinzu kommt eine wachsende politische Einflussnahme von rechts. Rechte
 60 Politiker*innen fordern unter anderem ein Verbot geschlechtergerechter Sprache,
 61 diffamieren Studiengänge wie Gender Studies und drängen auf Eingriffe in Lehrpläne.
 62 Mit der Gründung von Institutionen wie dem „Institut für Staatspolitik“ versuchen sie
 63 zudem, eigene ideologische Gegenstrukturen zur etablierten Wissenschaft aufzubauen
 64 und damit die öffentliche Deutungshoheit über wissenschaftliche Themen zu
 65 verschieben.

 66 Globale Auswirkungen

 67 Die massiven Kürzungen in der Gesundheitsforschung sowie der Ausstieg der USA aus der
 68 Weltgesundheitsorganisation (WHO) schwächen den globalen Kampf gegen Krankheiten wie
 69 Aids, Malaria und Tuberkulose erheblich. Jahrzehntelang erarbeitete Strukturen
 70 internationaler Zusammenarbeit geraten damit ins Wanken. Gleichzeitig zieht sich die
 71 USA auch in der Klimapolitik zunehmend zurück: Der Austritt aus dem Pariser Abkommen
 72 und die Absage an UN-Klimabewertungen führten dazu, dass US-Expert*innen bei der
 73 entscheidenden Sitzung des Weltklimarats (IPCC) im Februar 2025 in China fehlten.

 74 Solche Rückzüge sind weit mehr als innenpolitische Maßnahmen: Sie haben unmittelbare
 75 Folgen für die gesamte Welt. Wenn Forschung eingeschränkt oder ganze Themenfelder
 76 blockiert werden, entstehen Wissenslücken, die nicht nur die wissenschaftliche
 77 Entwicklung, sondern auch politische Entscheidungsprozesse bremsen. Ohne neue
 78 Erkenntnisse lassen sich weder wirksame Strategien gegen den Klimawandel noch
 79 nachhaltige Lösungen für globale Gesundheitskrisen entwickeln. Die Erosion
 80 wissenschaftlicher Zusammenarbeit gefährdet damit die Fähigkeit der Menschheit,
 81 Antworten auf die drängenden Fragen unserer Zeit zu finden.

 82 Wissenschaft muss frei sein!
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 83 Die Freiheit von Wissenschaft und Lehre ist keine Selbstverständlichkeit, sondern
 84 eine demokratische Errungenschaft, die heute von vielen Seiten unter Druck steht. In
 85 den USA schränkt Trump durch autoritäre Dekrete, massive Kürzungen und ideologische
 86 Eingriffe ganze Forschungsbereiche ein. In Deutschland greifen Sparprogramme und
 87 rechte Hetze die Grundlagen von freier und kritischer Forschung an. Diese Angriffe
 88 richten sich nicht nur gegen einzelne Hochschulen oder Forschungsfelder, sondern
 89 gegen unsere Demokratie insgesamt.

 90 Als Juso-Hochschulgruppen sagen wir klar: Wir werden diesen Angriffen nicht tatenlos
 91 zusehen. Hochschulen müssen Orte sein, an denen Vielfalt, Solidarität und kritische
 92 Wissenschaft selbstverständlich gelebt werden. Wir kämpfen dafür, dass niemand
 93 vorschreibt, welche Themen erforscht oder welche Stimmen gehört werden dürfen.
 94 Wissenschaft darf nicht von Profitinteressen abhängig sein und erst recht nicht zum
 95 Spielball rechter Ideologie werden.

 96 Deshalb fordern wir eine verlässliche öffentliche Finanzierung, die Forschung
 97 unabhängig macht. Wir treten für eine solidarische Wissenschaft ein, die globale
 98 Probleme wie Klimakrise, soziale Ungleichheit oder Gesundheitskrisen in den
 99 Mittelpunkt stellt. Nur so können Hochschulen und Forschungseinrichtungen ihrer
 100 gesellschaftlichen Verantwortung gerecht werden.

 101 Wissenschaft lebt von internationaler Zusammenarbeit und freiem Austausch. Gerade in
 102 Zeiten, in denen autoritäre Regierungen Grenzen hochziehen und globale Kooperation
 103 torpedieren, ist es unsere Aufgabe, diese Offenheit zu verteidigen. Wir stellen uns
 104 an die Seite aller Wissenschaftler*innen, die weltweit unter Druck geraten, und
 105 machen deutlich: Solidarität endet nicht an Landesgrenzen.

 106 Als Juso-Hochschulgruppen treten wir deshalb für konkrete Unterstützung ein. Bedrohte
 107 und verfolgte Wissenschaftler*innen brauchen sichere Aufenthalts- und
 108 Arbeitsmöglichkeiten in Europa, damit sie ihre Arbeit fortsetzen können, wofür
 109 notwendige Stellenkapazitäten aufgestockt werden müssen.

 110 Wissenschaftsfreiheit zu verteidigen heißt Demokratie zu verteidigen. Für uns als
 111 Juso-Hochschulgruppen ist klar: Wir kämpfen für freie Hochschulen und für eine
 112 Wissenschaft, die kritisch, solidarisch und unabhängig bleibt.

 113 Daher fordern wir:

 114

 115

 116

 117

 118

 119

Schutz gefährdeter Forscher*innen durch Aufnahme an europäischen Universitäten

Stopp aller Kürzungen und gute öffentliche Finanzierung der Hochschulen

Ausbau internationaler Forschungsprogramme

Konsequentes Vorgehen gegen anti-wissenschaftliche Bestrebungen

Stärkung von Gleichstellungs- und Diversitätsprogrammen

Klares Bekenntnis aller demokratischen Parteien zur Wissenschaftsfreiheit
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